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Das Bundeskartellamt hat am 30.5.2017 einen Leitfaden über die Anforderungen und die Umsetzung von Zusagen in der Fusi-

onskontrolle veröffentlicht. Zusagen haben sich in der Praxis als wichtiges Instrument der Fusionskontrolle erwiesen. Sie können

es ermöglichen, dass ein Zusammenschluss unter Bedingungen und Auflagen freigegeben werden kann, obwohl er eigentlich

die Voraussetzungen für eine Untersagung erfüllt. Der Leitfaden – so die PM des BKartA vom 30.5.2017 – stellt dar, anhand

welcher Kriterien das Bundeskartellamt Zusagenangebote der Unternehmen beurteilt. Auf dieser Grundlage können Unterneh-

men und ihre Berater besser einschätzen, welche Anforderungen sie erfüllen müssen, um ermittelte Wettbewerbsbehinderun-

gen zu beseitigen und so eine Freigabe ihres Zusammenschlussvorhabens unter Bedingungen und Auflagen zu ermöglichen.

Der Leitfaden erläutert auch die vorgesehenen Verfahrensschritte bei dem Angebot und bei der Umsetzung von Zusagen. Er

setzt sich hierbei auch intensiv mit den Aufgaben vonTreuhändern auseinander, die bei der Umsetzung von Zusagen häufig eine

wichtige Rolle spielen. Der Veröffentlichung des Leitfadens ging eine öffentliche Konsultation voraus. In diesem Rahmen hat das

Bundeskartellamt Stellungnahmen aus Fachkreisen im In- und Ausland erhalten. Viele Anmerkungen wurden aufgenommen

und der Entwurf konnte in mehreren Punkten noch verbessert werden. Der Leitfaden Zusagen in der Fusionskontrolle steht auf

der Internetseite des Bundeskartellamtes zur Verfügung.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
BGH: Fehlverwendung von Anlegergeldern –

Nichterfüllung einer Aufklärungspflicht als

Täuschung durch Unterlassen

Vorangegangenes gefährliches Tun (Ingerenz)

kann eine Aufklärungspflicht nicht nur bei Vor-

verhalten mit objektivem Täuschungscharakter

begründen. Werden durch das Vorverhalten die-

jenigen vermögensrelevanten Umstände verän-

dert, deren FortbestehenGrundlageweiterer Ver-

mögensverfügungen des Getäuschten ist, kann

dies ebenfalls eine Aufklärungspflicht begrün-

den, die bei Nichterfüllung zu einer Täuschung

durch Unterlassen führt.

BGH, Beschluss vom 8.3.2017 – 1 StR 466/16
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1281-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Tauglichkeit einer Kaufsache für eine

bestimmte Verwendung

a) Vertraglich vorausgesetzt im Sinne des § 434

Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BGB ist die zwar nicht verein-

barte, aber von beiden Vertragsparteien unter-

stellte Verwendung der Kaufsache, die von der

gewöhnlichen Verwendung abweichen kann (Be-

stätigung von BGH, Urteil vom 16. März 2012 –

V ZR 18/11, NJW-RR 2012, 1078).

b) Die Eignung einer Sache für eine bestimmte

Verwendung ist nicht erst zu verneinen, wenn die

Tauglichkeit der Kaufsache zu diesem Gebrauch

ganz aufgehoben ist, sondern bereits dann,wenn

sie lediglich gemindert ist (st. Rspr; zuletzt BGH,

Urteil vom26. Oktober 2016 – VIII ZR 240/15, NJW

2017, 153 Rn. 15). So ist die Eignung der Kaufsa-

che für deren nach dem Vertrag vorausgesetzte

Verwendung grundsätzlich in den Fällen gemin-

dert oder ganz aufgehoben, wennmit dieser Ver-

wendung erhebliche Gesundheitsgefahren oder

das Risiko eines großen wirtschaftlichen Scha-

dens verbunden sind.

BGH, Urteil vom 26.4.2017 – VIII ZR 80/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1281-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Kfz-Gebrauchtwagenkauf – Nebenein-

ander von Gewährleistungsausschluss und

Vereinbarung der Rechtsmängelfreiheit

a) Haben die Vertragsparteien in einem Kaufver-

trag über ein gebrauchtes Kraftfahrzeug neben

einem Gewährleistungsausschluss zusätzlich

ausdrücklich die Rechtsmängelfreiheit der Kauf-

sache zum Gegenstand ihrer Vereinbarung ge-

macht, gilt der Haftungsausschluss nicht für

Rechtsmängel gemäß § 435 BGB, sondern aus-

schließlich für Sachmängel gemäß § 434 BGB

(Fortführung von BGH, Urteile vom 29. Novem-

ber 2006 – VIII ZR 92/06, BGHZ 170, 86 Rn. 30;

vom 19. Dezember 2012 – VIII ZR 117/12, NJW

2013, 1733, Rn. 15; vom 13. März 2013 – VIII ZR

172/12, NJW 2013, 2749 Rn. 19; vom 6. Novem-

ber 2015 – V ZR 78/14, BGHZ 207, 349 Rn. 9;

vom 22. April 2016 – V ZR 23/15, NJW 2017, 150

Rn. 14).

b) Die bei Gefahrübergang vorhandene und im

Zeitpunkt der Rücktrittserklärung fortbestehen-

de Eintragung eines Kraftfahrzeugs in dem

Schengener Informationssystem (SIS) zum Zwe-

cke der Sicherstellung und Identitätsfeststellung

ist ein erheblicher Rechtsmangel, der den Käufer

zum Rücktritt vom Kaufvertrag berechtigt (Be-

stätigung des Senatsurteils vom 18. Januar 2017

– VIII ZR 234/15, juris Rn. 22 ff.).

c) Der Verkäufer eines Kraftfahrzeugs ist redli-

cherweise gehalten, einen potentiellen Käufer

über das Bestehen einer Eintragung des Fahr-

zeugs in dem Schengener Informationssystem

aufzuklären (Bestätigung des Senatsurteils

vom 18. Januar 2017 – VIII ZR 234/15, juris

Rn. 27).

BGH, Urteil vom 26.4.2017 – VIII ZR 233/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1281-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vorabentscheidungsersuchen – Flug-

preisangabe im Internet

DemGerichtshof der EuropäischenUnionwerden

zur Auslegung von Art. 23 Abs. 1 Satz 2 und 3

und von Art. 2 Nr. 18 der Verordnung Nr. 1008/

2008/EG des Europäischen Parlaments und des

Rates vom24. September 2008 über gemeinsame

Vorschriften für die Durchführung von Luftver-

kehrsdiensten in der Gemeinschaft (ABl. Nr. L 293

vom 31. Oktober 2008, S. 3) folgende Fragen zur

Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Hat die Angabe der nach Art. 23 Abs. 1 Satz 2

und 3 der Verordnung Nr. 1008/2008/EG auszu-

weisenden Flugpreise für innergemeinschaftliche

Flugdienste, soweit sie nicht in Euro ausgedrückt

werden, in einer bestimmten Währung zu erfol-

gen?

2. Falls die Frage 1 bejaht wird:

In welcher Landeswährung können die in Art. 2

Nr. 18 und Art. 23 Abs. 1 Satz 2 und 3 der Verord-

nung Nr. 1008/2008/EG genannten Preise ange-

geben werden, wenn ein in einem Mitgliedstaat

(hier: Deutschland) niedergelassenes Luftfahrt-

unternehmen gegenüber einem Verbraucher im

Internet einen Flugdienst mit Abflugort in einem

anderen Mitgliedstaat (hier: Vereinigtes König-

reich) bewirbt und anbietet?

Kommt es in diesem Zusammenhang darauf an,

dass für das Angebot eine Internetadresse mit ei-

ner länderspezifischen Top-Level-Domain (hier:

www. .de) verwandt wird, die auf den Mitglied-

staat des Sitzes des Luftfahrtunternehmens hin-

weist, und der Verbraucher sich in diesem Mit-

gliedstaat aufhält?

Ist von Bedeutung, ob alle oder die überwiegen-

de Zahl der Luftfahrtunternehmen die fraglichen

Preise in der am Abflugort geltenden Landes-

währung angeben?

BGH, Beschluss vom 27.4.2017 – I ZR 209/15
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2017-1281-4

unterwww.betriebs-berater.de
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